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Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung, den Festsetzungen durch Planzeichen 
und durch Text, den Hinweisen, Kennzeichnungen und nachrichtlichen Übernahmen durch 
Planzeichen und durch Text sowie der Begründung zum Bebauungsplan.

2. Art der baulichen Nutzung

Maß der baulichen Nutzung 3.

Flächen für Sportanlagen
Zweckbestimmung Fußball- / Bolzplatz

A FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs1.

Höhenbezugspunkt [m ü. NN] für OK.FFB.EG, als Höchstmaß, 
z.B. 520,50 m ü.NN
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....................Planfassung f. Bekanntm.

Tel: 08031 / 30 425 -10
rosenheim@plg-strasser.de

BV 20865

Der Bauausschuss der Gemeinde Feldkirchen-Westerham hat in der Sitzung vom  
_______________  gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans 
Nr. 111 "Unterlaus Nord" beschlossen. 

Die Aufstellung des Bebauungsplans wird im vereinfachten Verfahren nach 
§ 13 BauGB durchgeführt. Der Aufstellungsbeschluss wurde am  ____________  
ortsüblich bekannt gemacht.

Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  _______________  
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB in der Zeit vom  _______________  bis  _______________  
beteiligt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom _______________  wurde 
mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom   _____________  
bis  ______________  öffentlich ausgelegt.

Gemeinde Feldkirchen-Westerham, den ............................. 

Die Gemeinde Feldkirchen-Westerham hat mit Beschluss des Bauausschusses 
vom  _______________  den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der 
Fassung vom  _______________  als Satzung beschlossen.

........................................................ 
Hans Schaberl

(Erster Bürgermeister)

- Siegel -

5. Ausgefertigt

Gemeinde Feldkirchen-Westerham, den ............................. 

........................................................ 
Hans Schaberl

(Erster Bürgermeister)

- Siegel -

6. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am  _______________  
gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 
Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen 
Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten 
und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. 
Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die 
§§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

Gemeinde Feldkirchen-Westerham, den ............................. 

........................................................ 
Hans Schaberl

(Erster Bürgermeister)

- Siegel -

Bebauungsplan Nr. 111
mit integriertem Grünordnungsplan

"Unterlaus Nord"

PLANUNGSGRUNDLAGEN

Die Gemeinde Feldkirchen-Westerham erlässt aufgrund der folgenden Rechtsgrundlagen 
diesen Bebauungsplan als Satzung:
- §§ 1 und 2, sowie §§ 8, 9, 10 und 13 des Baugesetzbuches (BauGB),
- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO),
- Art. 4 bis 8 und 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO),
- Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO), 
- Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der not-

wendigen Stellplätze (Garagen- und Stellplatzverordnung – GaStellV)
- Satzung über abweichende Maße der Abstandsflächentiefe der Gemeinde 

Feldkirchen-Westerham in der Fassung vom 01.02.2021.

Format 950 / 550

6.

Dominierender Laub- / Obstbaum Bestand, zu erhalten, 
Lage angenähert

Festsetzungen zur Grünordnung (Fortsetzung)

Versickerung von Niederschlagswasser
Dachflächenwasser sowie Niederschlagswasser von privaten Hof- und Zufahrts-
flächen sind, soweit die Bodenverhältnisse dies erlauben, auf den jeweiligen 
Grundstücken zu versickern. Dabei ist eine breitflächige Versickerung über eine 
belebte Bodenzone anzustreben.
Es ist eigenverantwortlich zu prüfen, inwieweit bei der Beseitigung von Nieder-
schlagswasser eine genehmigungsfreie Versickerung bzw. Gewässereinleitung 
vorliegt. Die Vorgaben der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) 
und der technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Nieder-
schlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) sind einzuhalten.
Gegebenenfalls ist eine wasserrechtliche Genehmigung mit entsprechenden 
Unterlagen zu beantragen. Bei der Beseitigung von Niederschlagswasser von 
Dach-, Hof- und Verkehrsflächen sind dann die Anforderungen der ATV-Merkblätter 
A 138 und M 153 einzuhalten.
Nähere Hinweise zum erlaubnisfreien Versickern von Niederschlagswasser und 
ein Programm zur Beurteilung der Erlaubnisfreiheit von Niederschlagswasser-
einleitungen können kostenlos auf der Internetplattform des Bayerischen 
Landesamtes für Umwelt LfU abgerufen werden unter https://www.lfu.bayern.de 
Thema/Rubrik: Wasser / Abwasser / Niederschlagswasser.
Die Behandlung des Niederschlagswassers ist durch einen detaillierten 
Entwässerungsplan mit dem Bauantrag nachzuweisen. 
Die Nutzung von Regenwasser wird empfohlen. 

Der Kreisstraße und ihren Nebenanlagen dürfen keine Dach- oder Niederschlags-
wässer aus dem Grundstück zugeführt werden.

Bodendenkmale
Bodendenkmäler, die bei der Ausführung von Baumaßnahmen zu Tage treten, 
unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 Denkmalschutzgesetz (DSchG). Sie sind 
dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege BLfD oder der Unteren Denkmal-
schutzbehörde unverzüglich anzuzeigen.

Gefahren durch Wasser
Im Rahmen des Klimawandels kann es im Alpenraum verstärkt zu Starkregen-
ereignissen und in der Folge zu wild abfließendem Oberflächenwasser oder 
Schichtenwasser bzw. stark schwankenden Grundwasserständen kommen. 
Gebäude sind daher bis 25 cm über Gelände konstruktiv so zu gestalten, dass in 
der Fläche abfließender Starkregen nicht eindringen kann. 
Unterkellerungen sollten grundsätzlich in hochwassersicherer Bauweise ausgeführt 
werden (Keller wasserdicht und ggf. auftriebssicher). 
Öffnungen an Gebäuden (Kelleröffnungen, Lichtschächte, Zugänge, Installations-
durchführungen etc.) sind ausreichend hoch zu setzen bzw. wasserdicht und ggf. 
auftriebssicher auszuführen.
Es dürfen keine Geländeveränderungen vorgenommen werden, die wildabfließen-
de Wasser aufstauen oder schädlich umlenken können.

Immissionen
Die im Dorfgebiet üblichen Immissionen und Emissionen der umliegenden dorf-
typischen Betriebe sind ausdrücklich zu dulden. 
Durch die Bewirtschaftung der umliegenden Flächen ist im Planungsgebiet mit 
temporären Beeinträchtigungen, insbesondere durch Geruch, Lärm, Staub und 
Erschütterung zu rechnen, auch an Sonn- und Feiertagen und zur Nachtzeit, 
insbesondere während der Erntezeit. 

Artenschutz
Hinsichtlich des Artenschutzes wird auf § 44 "Vorschriften für besonders 
geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten" des Gesetzes über 
Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG) hinge-
wiesen. Demnach ist es unter anderem verboten, geschützte Arten zu stören, zu 
verletzen, zu töten, zu beschädigen oder zu zerstören. Es ist im Rahmen der 
Baugenehmigungsverfahren sicherzustellen, dass im Rahmen der Satzung 
umgesetzte Bauvorhaben weder durch ihre Errichtung oder ihren späteren 
Bestand den Regelungen des §44 BNatschG entgegenstehen.

Schutz von Gehölzen
Zum Schutz von Bäumen sind, insbesondere bei Gefährdungen während der 
Bauzeit, gemäß DIN 18920:2014-07 "Vegetationstechnik im Landschaftsbau - 
Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaß-
nahmen", Ausgabe Juli 2014, entsprechende Sicherungsmaßnahmen zu veran-
lassen. 
Es gelten zudem die Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil: Landschafts-
pflege, Abschnitt 4: "Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei 
Baumaßnahmen" (RAS-LP 4), Ausgabe 1999 der Forschungsgesellschaft 
für Straßen- und Verkehrswesen FGSV.

Rodung von Gehölzen
Die Entfernung und Rodung von Bäumen und Gehölzen ist nach § 39 Abs. 5 Satz 1 
Nr. 2 BNatSchG nur außerhalb der Vogelbrutzeit zulässig. Der vorgegebene Zeit-
punkt für eine Rodung liegt demnach zwischen dem 01. Oktober und 28. Februar. 
Rodungsarbeiten sind nur innerhalb dieses Zeitraums durchzuführen, 
auf § 39 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG wird verwiesen.
Die Entfernung von Höhlenbäumen bedarf grundsätzlich der Abstimmung mit der 
Unteren Naturschutzbehörde UNB Rosenheim.

DIN- und sonstige Vorschriften
Soweit der Bebauungsplan Bezug auf DIN- und sonstige Vorschriften sowie 
Regelwerke nimmt, können diese, ebenso wie der Bebauungsplan, im Bauamt 
der Gemeinde Feldkirchen-Westerham zu den ortsüblichen Öffnungszeiten 
eingesehen werden.
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Kufsteiner Str. 87
83022 Rosenheim
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Entwurf

20. April 2021

10. März 2021

Entwurf, überarbeitet

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans 
Nr. 111 "Unterlaus Nord" und der externen Ausgleichsfläche

562,82 Höhenbezugspunkt [m ü. NN] für OK.FFB. Garage, als Höchst-
maß, z.B. 562,85 m ü.NN

6. Festsetzungen zur Grünordnung

Fläche für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzung

Ga/Ca

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen und für Anlagen 
für den ruhenden Verkehr: Garagen und Carports

Umgrenzung von Flächen ausschließlich für Anlagen 
für den ruhenden Verkehr: Garagen und Carports

5. Flächen für Nebenanlagen und für Anlagen für den ruhenden Verkehr

Verkehrsflächen4.

Vorgeschriebene Zufahrt: Garagenstellplätze

Vorgeschriebene Zufahrt: oberirdische Stellplätze / Carport

Öffentliche Verkehrsfläche - Straße.
Hinweisliche Darstellung auch außerhalb des Geltungsbereichs.

Straßenbegrenzungslinie zur öffentlicher Verkehrsflächen.
Hinweisliche Darstellung auch außerhalb des Geltungsbereichs.

Wandhöhe [m] als Höchstmaß, z.B. 6,50 mWH 6,00

Sonstiger Baumbestand, zu erhalten, Lage angenähert

Heimischer Laub- / Obstbaum, zu pflanzen
Mindestqualität: H 3xv mB STU 12-14 cm

7. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft

Umgrenzung Ausgleichsfläche

B HINWEISE DURCH PLANZEICHEN

1868/5 - 
5 

-

- 70 -
Freizuhaltendes Sicht-
dreieck, mit Angabe der 
Schenkellänge, z.B. 70 m

Böschung Bestand

Höhenangabe Bestand 
[m ü.NN],
z.B. 566,69 m ü.NN
nachrichtliche Übernahme aus 
Bestandslageplan IB Neumaier, 
83620 Vagen, mit Stand vom 
25.11.2020

FFH

NSG

LSG

10,0

566,69

FESTSETZUNGEN DURCH TEXTC
Art der baulichen Nutzung

Flächen für Sportanlagen
Innerhalb der, entsprechend Planzeichen festgesetzten Flächen für Sportanlagen, 
Zweckbestimmung: Fußball- / Bolzplatz sind zulässig:
Sportlichen Zwecken dienende Nebenanlagen sowie dazugehörige Neben-
einrichtungen und Freianlagen sowie Räume für das Bereitstellen und die 
Lagerung entsprechender Geräte.

Dorfgebiet (MD) gemäß § 5 BauNVO
Im übrigen Geltungsbreich des Planungsgebiets wird ein Dorfgebiet (MD) gemäß 
§ 5 BauNVO festgesetzt.

Maß der baulichen Nutzung

Zulässige Grundfläche GRZ
Im Dorfgebiet MD wird die maximal zulässige Grundflächenzahl GRZ entspr. 
§ 17 Abs. 1 BauNVO auf 0,6 begrenzt.

Zulässige Wandhöhe
Die seitliche Wandhöhe von Nebenanlagen und Anlagen für den ruhenden Verkehr: 
Garagen / Carports wird allgemein mit höchstens 3,50 m festgesetzt, soweit nicht 
durch Planeintrag abweichend festgesetzt.

Die zulässige Wandhöhe [m] wird gemessen von 
der Oberkante des befestigten Bodenaufbaus OK.FFB 
bis zum Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit 
Oberkante OK Dachhaut. 
Bei Pultdächern gilt dieses Maß auf der höheren Seite. 

Die Oberkante des befestigten Bodenaufbaus darf maximal 0,30 m über nächst-
liegendem Höhenbezugspunkt entspr. Planeintrag liegen.

Flächen für Nebenanlagen und für Anlagen für den ruhenden Verkehr: 
Garagen / Carports, Stellplätze

Nebenanlagen und sonstige Anlagen
Untergeordnete Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 und Abs. 2 BauNVO sind auf den 
entsprechend Planzeichen festgesetzten Flächen allgemein zulässig.

Außerhalb der entsprechend Planzeichen festgesetzten Flächen sind unterge-
ordnete Nebenanlagen nur begrenzt zulässig. Die Größe der Anlagen zur Garten-
gestaltung und Bewirtschaftung, z.B. Gartenhäuschen, Gewächs- und Tee-
häuschen, Geräteschuppen sowie Anlagen zur Kleintierhaltung ist auf jeweils 
12,0 m² Grundfläche und einen umbauten Raum von max. 30 m³ begrenzt.

Flächen für Anlagen für den ruhenden Verkehr: Garagen / Carports
Garagen und Carports sind nur innerhalb der mit entsprechend Planzeichen 
belegten Flächen zulässig. 

Flächen für Erschließung / Zufahrten und für den ruhenden Verkehr: Stellplätze
Stellplätze sind innerhalb der überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücks-
flächen allgemein zulässig. 

Die anzulegenden Stellplätze, Grundstücks- und Garagenzufahrten müssen aus
wasserdurchlässigen Belägen hergestellt werden. Als mögliche Befestigung sind 
wassergebundene Decken, Rasengittersteine, Pflaster mit Rasenfuge o.ä. zu 
verwenden. 
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2.2

3.0

3.1

3.2

3.3

Skizze:

Zahl der erforderliche Stellplätze
Es gilt die Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie über die
Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV).

Gestalterische Festsetzungen

Dachform
Als Dachform sind ausschließlich gleichmäßig geneigte Satteldächer mit mittigem 
First oder Pultdächer zulässig. 

Dachaufbauten
Zwerch- und Kreuzgiebel, Dacheinschnitte und Dachaufbauten sind unzulässig.

Dachüberstände
Alle Gebäude mit Sattel- und Pultdächern müssen Dachüberstände aufweisen. 
Dabei sind folgende Mindestmaße einzuhalten: Giebel- / Traufseite 0,60 m.
Für Garagen / Carports und sonstige untergeordnete Nebengebäude sind 
geringere Dachüberstände zugelassen, mindestens jedoch 0,30 m.

Geländermodellierung
Aufschüttungen und Abgrabungen sind zulässig. Höhensprünge sind landschaftlich 
durch Böschungen zu modellieren oder mit Stützmauern auszubilden. 
An den Grundstücksgrenzen ist an das Gelände des jeweiligen Nachbargrund-
stückes anzugleichen. 
Stützmauern sind  ab einer Höhe von 0,75 m durch einen mindestens 0,50 m 
tiefen Versatz zu gliedern. Stützmauern sind in Naturstein, Beton mit behandelter 
Oberfläche oder dauerhaft begrünt auszubilden.

Festsetzungen zur Grünordnung

Baumbestand
Bestehende, durch Planzeichen festgesetzte Laub- und Obstbäume sind zu erhalten 
und dürfen nicht beschädigt und nicht entfernt werden. Die Bäume sind vor allem 
während der Bauzeit besonders zu sichern. Im gesamten Wurzelbereich der 
Kronentraufe dürfen keine Abgrabungen und keine Aufschüttungen vorgenommen 
werden. 
Bestehende Laub- und Obstbäume sind zu pflegen und bei Ausfall in gleicher Zahl 
durch heimische Laub- bzw. Obstbäume zu ersetzen. Von der festgesetzten Lage 
der Gehölze kann abgewichen werden, wenn technische, verkehrstechnische oder 
gestalterische Gründe dies erfordern.

Pflanzmaßnahmen
Alle Pflanzungen sind aus heimischen, standort- und klimagerechten Bäumen und 
Sträuchern herzustellen. Die gepflanzten Gehölze sind zu pflegen, zu erhalten und 
bei Ausfall durch Neupflanzung zu ersetzen.
Die Pflanzung von Sorten mit Säulen-, Pyramiden- und Hängeformen, buntlaubige 
Gehölze sowie alle Koniferen ist nicht zulässig.
Vor der im Planteil festgesetzten Lage der Gehölze kann um bis zu 5 m abge-
wichen werden, wenn technische, verkehrstechnische oder gestalterische Gründe 
dies erfordern.

Fläche für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
Innerhalb der, entsprechend Planzeichen festgesetzten Flächen für das Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  ist ein Anteil von mind. 
40 % der festgesetzten Fläche mit heimischen Sträucher zu bepflanzen. Das 
entspricht einer Pflanzfläche von ca. 80 m².
Je 2 Quadratmeter erforderlicher Pflanzfläche ist mindestens 1 standortgerechtes 
Gehölz zu pflanzen. 
Die gepflanzten Sträucher sind als naturnahe, freiwachsende Heckenelemente 
aus bevorzugt Vogelnähr- und -schutzgehölze auszubilden. Dabei sind mind. 4 
verschiedene Gehölzarten zu verwenden und in lockeren Pflanzengruppen zu 
situieren. Eine entsprechende Pflanzenauswahl ist Bestandteil der Begründung 
zu dieser Bebauungsplanänderung.

Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft

Die erforderlichen Ausgleichsflächen können nicht innerhalb des Planungsgebiets 
angeboten werden. Sie sind demach auf externem Gebiet im Bereich des Grund-
stücks Flur Nr. 1821 T, Gemarkung Höhenrain nachzuweisen. 
(siehe Lageplan Ausgleichsfläche Extern)

Die Flächen befinden sich in Privateigentum und sind daher durch Grundbuch-
eintrag zugunsten des Freistaat Bayerns entsprechend dinglich zu sichern.

Entwicklung extensiv genutztes Grünland:
- 2-3-schürige Mahd in den ersten 2-3 Jahren: erste Mahd Mitte Juni, zweite 

Mahd im Herbst (September / Oktober). Ein Kröpfschnitt im Frühjahr ist zur 
weiteren Aushagerung zulässig.

- Anschließend maximal 2-schürige Mahd, Schnitttermine Mitte Juli bzw. 
September / Oktober.

- Das Mahdgut ist allgemein von der Fläche zu entfernen und ordnungsgemäß 
landwirtschaftlich zu verwerten.

Ausbildung eines naturnahen Waldmantels:
- Ergänzung des bestehenden Waldrandes durch einen naturnahen, gestuften 

Waldmantel auf einer Breite von insgesamt 10 m.
Pflanzung standortheimischer Sträucher und Bäume II. Ordnung unter Ver-
wendung von gebietseigenem Gehölzmaterial.
- Verwendung von zertifizierter gebietseigener Baumschulware;
- Anteil der Strauch- / Baumpflanzung an der Bereichsfläche mind. 60 %
- Pflanzdichte: 1 Stk. pro 2 Quadratmeter, Pflanzung im Dreiecksverband; 
- Anteil der Sträucher mind. 80 %, Anteil der Bäume Qualität Heister mind. 

3 %;
- Mulchung der Pflanzfläche mit Strohmulch;
- Mindestqualitäten: Sträucher: vStr, 60-150cm, 

Bäume: Hei, 2xv, 150-175 cm
- Etappenweiser Rückschnitt des Strauchgürtels von höchstens 30 % der 

Fläche alle circa 10 Jahre im Wechsel.
- Entwicklung einer vorgelagerten, extensiv genutzten Krautzone / Hoch-

staudenflur
- Ansaat von geeignetem, gebieteigenen Saatgut
- Maximal 1-schürige Mahd. Das Mahdgut ist von der Fläche zu entfernen 

und ordnungsgemäß landwirtschaftlich zu verwerten.

Allgemeine Vorgaben:
- Eine Düngung der Fläche (mineralisch und organisch) sowie die Ver-

wendung von Pflanzenschutzmitteln sind grundsätzlich nicht zugelassen.
- Eine gärtnerische Nutzung der Fläche ist nicht zulässig.
- Kennzeichnung der Fläche im Übergang zu angrenzenden landwirtschaft-

lichen Flächen durch Eichenpfosten in einem Abstand von höchstens 15 m.
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